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Selbfiverwaltung und Tandedelmann. 


Lorenz v. Stein hat unlängſt in der Beilage der Augsburger 
„Allgemeinen Zeitung“ anläßlich des Buches von Fr. v. Holtzendorff: 
Ein engliſcher Landſquire, eine geſellſchaſtliche Studie unter dem Titel: 
„Der Landedelmann“ veröffentlicht, in welcher derſelbe nach der Dar⸗ 
legung der Wirkungen, welche die zunächſt in Folge der Aufhebung 
der Grundherrſchaft eingetretene Aenderung in der Stellung und Hal⸗ 
tung des ländlichen Großgrundbeſitzers gegenüber der Landgemeinde auf 
das ſociale und politiſche Leben der freigewordenen Gemeinde und ins⸗ 
beſondere auf die ländliche Selbſtverwaltung ausübt, zu dem Schluſſe 
kommt: „daß wir ohne den Landedelmann im edelſten Sinne des 
Wortes noch lange keine wahre ländliche Selbſtverwaltung in Deutſch⸗ 
land haben werden“. 

Ueber die Aufgaben nun, welche dem heutigen Landedelmann 
behufs der Verwirklichung einer ländlichen Selbſtverwaltung zuzufallen 
hätten, ſpricht ſich Lorenz v. Stein im letzten Artikel ſeiner Studie in 
folgender Weiſe aus: 

„Als die Gemeinde frei ward von der Herrſchaft des adeligen 
Herrn und ſeines Gerichtsverwalters, bedeutete die Selbſtverwaltung 
nur noch die einfache Negation der bisherigen Gutsherrlichkeit mit allen 
ihren Kämpfen und Gegenſätzen, die ſich an das Abſchneiden des 
hiſtoriſchen Fadens der früheren Zeit anſchloß. Dieſe rein negative 
Epoche der Sebſtverwaltung empfing ihren poſitiven Ausdruck in den 
neuen Landgemeinde⸗Ordnungen, dem Verwaltungsapparat der jungen 
Freiheit des Grundbeſitzes. Wir charakteriſiren ſie nicht weiter Es war 


That wie die ganze conſtitutionelle Geſetzgebung, deren Reflex ſie waren, 
die geſetzliche Ordnung der Gemeindeverfaſſung, die damals in der 
Gemeinde wie im Staate wenig davon wußte, daß alle dieſe Verfaſ⸗ 
ſungen doch nur die Bedingung der Freiheit und nicht ihre Verwirkli⸗ 
chung ſeien. Genug daß man dieſe Bedingungen hatte. Sie ſchienen zu 
genügen. Aber in ihnen war für den Landedelmann weder Stelle noch 
Raum; mit dem Herrn war auch der Edelmann verſchwunden. Es hat 
ſeit 1848 ein Menſchenalter gedauert bis man erkannte, daß jene Form 
nicht genüge. 

Die zweite Bedeutung des Wortes Selbſtverwaltung aber ließ 
doch nicht ganz ſo lang auf ſich warten. Sie entſteht da, wo dieſe 
Selbſtverwaltung allmälig, meiſt gegen ihren eigenen Willen, gezwungen 
wird der amtlichen Verwaltung gewiſſe große Functionen abzunehmen 
und zu der wirklichen Vollziehung nun die unbequemere Seite jener 
freien Selbſtbeſtimmung, die Selbſtbeſteuerung hinzutritt. Jetzt wurden 
allmälig aus den hochgeſchätzten Rechten ernſte Pflichten. Jetzt trat die 
Verantwortlichkeit, gleichſam von den Bänken der Volksvertretung in die 
Ebenen des Gemeindelebens hinabſteigend, in die Mitte der Gemeinde⸗ 
vertreter. Jetzt ſchieden ſich auch in dieſem Gemeindekörper alsbald die 
Parteien; die Macht ward bei den einen zur Willkür, bei den anderen 
zur Laſt; ſie riß den Bauern, der bisher nur in Korn und Vieh und 
den Kriegen hinten in der Türkei die eigene Gedankenarbeit erſchöpft 
hatte, mitten in das hinein, woran er früher nie gedacht hatte, in das 
öffentliche Urtheil über ihn und ſeine Thätigkeit; und mag man noch 
ſo traditionell ſich ſelber genügen, immer wird dieſes öffentliche Urtheil 
ſeine Gewalt über uns alle, am empfindlichſten aber über den Hufen⸗ 
bauer zur Geltung bringen. Jetzt ward dieſer Mann, der ſich ſtark 
fühlte und oft genug großthat mit dem Verſtändniß ſeines eigenen In⸗ 
tereſſes, zum Träger und Vertreter des öffentlichen Intereſſes ſeiner 
Gemeinde gemacht; jetzt begann man, wenn nicht mehr die eigene Un⸗ 
abhängigkeit und den Trotz gegen den Grundherrn, ſondern vielmehr 
die Unterordnung unter das Urtheil Dritter und Gehorſam den Be⸗ 
ſchlüſſen auch der „kleineren Leute“ zu fordern. Jetzt ſollte der Mann 
Vorſchläge machen und Verſtändniß haben über Dinge, von denen er 
eigentlich gar nichts wußte als daß er mit ihnen unzufrieden geweſen. 
Jetzt ſahen ſie auf ihn, nicht um ihn bloß zu reſpectiren, ſondern um 
in ihm einen Leiter und ein Haupt zu finden in allerlei Fragen, die 
denn doch zuletzt auf eine „Gemeindeumlage“ hinausliefen, und hatte 
er es nicht recht gemacht und ſich doch tüchtig und redlich abgemüht, 
ſo ſchwieg die eine Hälfte der Gemeinde und die andere ſchalt ihn und 
ſpottete! Das alſo war der Lohn dafür, daß er ſich mit den Leuten 
„gemein gemacht“, feine Wirthſchaft zurückgeſetzt, ſich geplagt und geſorgt 
hatte! Nein, wahrlich, für den Dank bedankt er ſich! Allerdings 
läßt er ſich ſchließlich wieder wählen, aber höchſtens noch auf ein Jahr; 


weder richtig noch falſch, ſondern es war einſach naturgemäß, daß man iſt er gewählt, überlegt er ſich wohl ob er ernſtlich etwas wollen und 
anfangs mit der Form die Sache gegeben glaubte, ohne daß ſie da in Gang bringen ſoll, denn er hat doch nur den Undank zu gewärtigen. 
war. Die Gemeinde⸗Ordnungen ſelbſt tragen dieſen Charakter an ſich. Wo er aber wirklich etwas für „das Allgemeine“ thun will, da muß 
Sie find ſich alle in hohem Grad ähnlich, denn fie find alle in der er ſich bald ſagen, daß er es erſtlich doch nicht fo recht verſteht, und 


zweitens und vor allem, daß ſeine Mitvorſtände ihn gewiß im Stiche 
laſſen wenn es gilt Verantwortlichkeit oder die Mühe der Arbeit zu 
übernehmen, die ihm vor allem das Nöthigſte raubt, was gerade auf 
dem Land unerſetzlich iſt, die Zeit zur rechten Zeit. Da beginnt denn 
der Unmuth, die Läſſigkeit; das Eine unterbleibt, das Andere wird nicht 
fertig, das Dritte wird ungeſchickt gemacht; mit Seinesgleichen umzugehen 
in öffentlichen Dingen wie mit Ungleichen, weiß er nicht zu treffen, 
und gewiß iſt, daß ſie alle es ihm übel nehmen. Und nun gar be⸗ 
fehlen und exequiren! Und wofür das alles? Damit der Knecht ſchlechter 
pflüge und die Magd die Butter verderbe, den Schaden zum Spotte 
fuͤgend? Es will nicht recht gehen. Aber die Gemeinde-Ordnung iſt da, er iſt 
nun einmal gewählt, und die Geſchäfte müſſen beſorgt werden. Was 
iſt die natürliche Folge? Daß der Gemeindevorſtand ſie auf das geringſte 
Maß beſchränkt, und daß er von dieſem geringſten Maß das größte 
Maß wieder dem „Schreiber“ überläßt, ja vielleicht gerade demſelben 
Schreiber der unter dem alten Herrn der eigentliche Herr geweſen. 
Und die Gemeinde? Nun dieſe iſt froh, wenn ſie ſo wenig als mög— 
lich von der ganzen Sache hört; jeder hat genug für ſich zu thun, 
und am Abend für ſolche Dinge und ſolchen Dank arbeiten? Ja, dicht 
neben der Schänke, wo die Nachbarn ſitzen und nur warten, bis ſie 
ihn wieder herunter machen und klagen und ſpotten? Wenn es ſich um 
eine wirklich ernſthafte Angelegenheit, eine Sache in der man mit dem 
Herrn Amtmann, oder dem Pfarrer, oder mit einem Commiſſär zu 
ſprechen hat, wo es ſich um eine dauernde Aufgabe und Laſt der Ge⸗ 
meinde handelt, ja da muß man ohnehin den „Herren“ das Ding über⸗ 
laſſen; denn ſo recht verſtehen thut er es ja doch nicht; in kleinen 
Sachen aber wird man ſich gerade abplagen! Und ſo geht die aus der 
negativen Selbſtverwaltung hervorgehende poſitive Selbſtverwaltung 
ihren natürlichen Weg; die Form bleibt der Gemeinde, der Inhalt 
wird Sache des Amtes. In der That, gar ſo leicht iſt es auch in An⸗ 
gelegenheiten der kleinſten Landgemeinde nicht, ein wirklich freies und 
tüchtiges Volk zu ſein. 

Und doch iſt die Selbſtverwaltung ihrem Weſen nach ein un⸗ 
ſchätzbares Gut. Was fehlt ihr um es auch in der Wirklichkeit zu 
werden. 

Das it gewip, daß kein Ding durch ſich ſelbſt anders und beſſer 
wird. Es iſt ein ewiges Geſetz der Natur, daß aller Fortſchritt da ent⸗ 
ſteht, wo irgend eine gegebene Kraft ſich mit einer andern erfüllt. 
iſt falſch, daß ſich irgend etwas in der Welt durch ſich ſelber genüge; 
auch die Selbſtverwaltung der Landgemeinde wicht: Wer dieſe Selbſt⸗ 
verwaltung vernichten will, der muß ſie mit ihren Geſichtspunkten und 
ihrer Thätigkeit auf ihre eigene Gränze beſchränken. Und was iſt nun 
das Element das ſie darüber hinaushebt? 

Und warum ſollen wir nicht in dem kleinſten Organismus die⸗ 
ſelben Geſetze und Thatſachen anerkennen, die für den größten gelten? 
Auch der Staat mit all ſeiner Kraft bedarf mitten in ſeiner höchſten 
Freiheit, mitten in den ſchönſten Formen ſeiner Verfaſſung eines Fac⸗ 
tors, den ihm eben dieſe Formen nicht geben können. Das iſt die freie, 
ſelbſtthätige Perſönlichkeit derer, denen er ſeine Gewalt überträgt. Es 
iſt die Wärme, die reine Luft, das Verſtändniß, das zur formellen 
Aufgabe hinzutritt, das Gefühl für das Ganze, das in keinem Organ 
erſchöpft iſt, die Erhebung über das Sonderintereſſe im Namen des Ge⸗ 
ſammtintereſſes, die perſönliche Unabhängigkeit in der Ordnung des 
Ganzen und die Kraft und die Luſt ſich auch dem Individuum zuzu⸗ 
wenden, wo dasſelbe von der Gemeinſchaft nichts als das harte Recht 
zu erwarten hat. Der Staat kann ſich ſolche perſönliche Kraft ſchaffen; 
er ſucht unter Tauſenden, und zuletzt findet er, was er braucht; die 
kleine Gemeinde kann es nicht. Die Leute, die ſie finden kann, haben 
weder die Intelligenz, noch die Unabhängigkeit, noch die Zeit an die 
Stelle der formalen Verwaltung einen Mann zu ſetzen, der das Band 
zu knüpfen wüßte, das dieſelbe mit den großen Forderungen des Ge⸗ 
ſammtlebens verbände. Soll dieſe engſte und ihrem Weſen nach be⸗ 
ſchränkteſte Form der Selbſtverwaltung wirklich ihrer Beſtimmung ent⸗ 
ſprechen, ſo muß ſie fähig werden ein Element aus einer höheren 
Lebensſphäre auch in ihre Verwaltung aufzunehmen, wie ſie in ihrem 
Cultus und in ihrer Bildung es gethan hat. Und dieſes Element iſt 
es, das wir den eigentlichen und wahren Landedelmann nennen, nicht 
bloß den größten Beſitzer und nicht bloß den erſten Landwirth, ſondern 
den Mann, welcher die Pflicht ſeines wirthſchaftlichen und ſeines gei⸗ 
ſtigen Capitals anerkennt, das eigentliche Haupt der Selbſtverwaltung 
ſeiner Gemeinde zu werden! 
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Wahrlich, es wäre nicht ſchwer, das Bild hier weiter auszu⸗ 
führen, deſſen Bedeutung uns mit dem Verſtändniß der Verwaltung ſo 
nahe tritt. Allein, es bleibt wahr, daß unſere Zeit der Bilder genug 
hat und mit Recht nach dem ſubſtanziellen Inhalt deſſen fragt, was 
dem Gefühl oft ſo klar zu ſein ſcheint. Und gerade indem wir von dem 
Landedelmann reden, iſt dies doppelt nothwendig; denn auf wenigen 
Punkten iſt ein Mißverſtändniß leichter und doch bedenklicher als gerade 
hier. Vor allem aber gegenüber der Eiferſucht des formalen Rechts 
und der Unluſt des tüchtigen Mannes, um gegen den Undank derer für 
die er arbeitet, Erfolge anzuſtreben, die er vielleicht ſelber nicht mehr 
erleben wird. 

Wenn wir von der Verwaltung überhaupt und in ihr von der 
Selbſtverwaltung reden, ſo liegen in derſelben zwei Aufgaben. Die eine 
hat es mit der Befriedigung des unmittelbaren Bedürfniſſes, die andere 
mit der Schöpfung der Bedingungen künftiger Entwicklung zu thun. 
Will man mit zwei Worten den Unterſchied bezeichnen, ſo wird man 
ſagen, daß die erſte die adminiſtrative, die zweite die ſociale Aufgabe der 
Verwaltung iſt. Und nun glauben wir kurz ſein zu können und doch 
unſern Gedanken zum Schluß und zum vollen Ausdruck zu bringen. 

Der Landedelmann ſoll nicht oder er braucht nicht die admini⸗ 
ſtrative Verwaltung der Gemeinde zu leiten. Der wahre Landedelmann 
ſoll nicht das vollziehende Organ der Beſchlüſſe ſeiner Gemeinde werden. 
Er ſoll nicht die Polizei, nicht die formale Oberaufſicht in der Ge⸗ 
meinde haben. Er ſoll nicht etwas übernehmen, was der kleinere Be⸗ 
ſitzer ſelbſt thun kann. Seine Aufgabe iſt eine höhere. Er ſoll der na⸗ 
türliche Vertreter und Träger alles deſſen in der Gemeinde ſein, was 
der intelligenten, intereſſeloſen und unabhängigen Perſönlichkeit bedarf 
um zur Geltung zu kommen. Er ſoll kein Vorſtand und noch weniger 
ein Beamter der Gemeinde ſein; er ſoll jede Wahl zu ſolchen Stellen 
dankend ablehnen. Er ſoll, durch alles, was er iſt und kann, nicht in 
der Gemeinde regieren; aber er ſoll in ihr herrſchen. Er ſoll das Ver⸗ 
trauen derſelben gewinnen, dadurch, daß er nie etwas von ihr an⸗ 
nimmt, ja daß er nie etwas unmittelbar für ſie thut, ſondern daß er 
nie dem Ganzen, ſondern immer nur dem Einzelnen im Intereſſe des 
Ganzen hilft. Er ſoll nie unmittelbar eingreifen, aber er ſoll bei jedem 
was die Gemeinde will und beginnt, die größeren Verhältniſſe in die 
Perſpective ſtellen, die künftig für den Erfolg der einzelnen Maßregeln 
entſcheidend werden. Er ſoll das Glied ſein, das die örtliche Gemeinde 
mit dem Staatsleben, nicht in der Verfaſſung, ſondern in der Ver⸗ 
waltung verbindet; er ſoll über der Gegenwart dieſes kleinen Lebens 
ſtehend, die Zukunft desſelben zu verſtehen und zu vertreten wiſſen. Er 
ſoll immer durch ſich, aber immer nur auf die Einzelnen wirken. Er 
foll nie die Gemeinde als ſolche, ſondern immer nur die Folgen ihrer 
Zuſtände und Maßregeln beurtheilen. Er ſoll viel mehr von der 
Gemeinde wiſſen als er ſagt, und was er ſagt, ſoll er von dem 
Standpunkt einer anderen, höheren Anſchauung ſagen. Er ſoll die ad⸗ 
miniſtrative Verwaltung um ſo mehr ſich ſelbſt überlaſſen, je mehr ſie 
formal iſt; aber er fol das natürliche Haupt der ſocialen Aufgaben, 
das innere Leben dieſes ſeinem Geiſt und ſeinem Herzen anvertrauten 
Körpers werden. Er ſoll alles das anregen und thun, was die Ge⸗ 
meinde als Ganzes nicht thut; er ſoll ihr nie befehlen, und ſie nie 
ſtören, aber er ſoll ſie geduldig mit ſich fortziehen. Er ſoll Zeit haben 
er ſoll ſich vornehm zurückziehen können; aber er ſoll nie fehlen, wo 
die Mittel oder die Kenntniß der Gemeinde nicht ausreichen. Um das 
zu können, ſoll er ſelbſt etwas gelernt haben; er ſoll auch Landwirth⸗ 
ſchaft verſtehen; aber er ſoll das was er weiß und kann als Gemein⸗ 
gut hinzuſtellen. Der Bauer ſoll in ihm den Werth des Gedankens 
und die Kraft des Neuen kennen und achten lernen; aber er ſoll ſelbſt 
die Kraſt haben, den Werth des Hergebrachten, ſeine Urſachen und 
ſeine Function zu verſtehen. So ſoll er das ſein, auf dem die Ein⸗ 
zelnen compromittiren; er ſoll aus ſeiner Unabhängigkeit die Gerechtig⸗ 
keit machen, und damit das Rechtsgefühl, die Rechtsbildung von den 
kleinen und großen Gegenſätzen frei machen, die ſtets da am ſchwächſten 
werden, wo man ſie in ihren Intereſſen durchſchaut. Darum ſoll er, 
während er die Gemeinde als ſolche gewähren läßt, ſich ſtets für alles 
was über die Gemeinde hinausgeht, an die Spitze ſtellen. Er ſoll ſtets 
das thätige und leitende Haupt der Gemeinde in allem dem fein, wo ach 
für die Gemeinde die ſocialen Aufgaben entſtehen. Dieſe ſoll er kennen; 
er ſoll der Gemeinde das Bewußtſein erwecken, daß er berufen iſt, dieſelbe 
über die Beſchränktheit zu erheben, die ſich in dem Gebiete derſelben ſtets 
an den kleinen Grundbeſitz bildet. Daher ſoll er irgend etwas ſchaffen für 


die ſociale Entwicklung der Gemeinde, das fich dauernd an feinen Na- | Momente dem Recurſe der Franziska F. aus Sittlichkeits⸗ 


men und an ſeine Perſönlichkeit bindet; hier iſt der Punkt, auf welchem 
aus dem Beſitze ſeines Capitals eine Pflicht desſelben wird, und wo 
er das praktiſche Bindeglied zwiſchen ſich und ſeiner Gemeinde findet. 
Das kann viele Geſtaltungen haben. Es kann eine Unterſtützung ſein, 
eine Schule, eine Creditordnung, eine Bewahranſtalt, eine öffentliche 
Einrichtung, eine Verwaltung des Gefängniſſes, eine Beſſerungsanſtalt; 
aber irgendetwas muß ihm und ſeinem Namen gehören. Und zuletzt 
iſt er es, der das geborne und natürliche Haupt deſſen iſt, was die Ge⸗ 
meinde niemals gut verwalten wird — dies iſt das Armenweſen. Ein 
Landedelmann, der kein Armenweſen ſchafft, iſt nur ein halber; eine 
Freifrau die nicht den armen Frauen hilft, iſt keine adelige Frau. Und 
nicht bloß daß er es thut, ſondern wie er es thut, iſt entſcheidend. 
Das Almoſen kann Dank eintragen, aber es wird vergeſſen; die Unter⸗ 
ſtützung zur rechten Zeit gründet Dankbarkeit, und dieſe dauert. Und 
es iſt ſo ſchön zu fühlen daß man mit Recht geehrt wird! Und alles 
dies zuſammen iſt das, was der formalen Selbſtverwaltung ihr Vertrauen 
auf ſich ſelbſt nimmt; es iſt doch ein Gedanke auch des Beſten werth, 
in der eigenen Perſönlichkeit die Erfüllung jener Aufgabe zu ſein, die 
nicht etwa die einzelne Gemeinde ſich ſelber, ſondern welche die ſociale 
Bewegung unſeres Jahrhunderts den Gemeinden auf dem Lande geſtellt 
hat, und die, wenn fie ihre Miſſion erfüllen ſoll, allenthalben des 
Mannes bedarf, der es vermag fie zu erheben, ohne fie herabzudrücken! 

Freilich, auch dies alles will gelernt und verſucht ſein. Nichts 
wird uns ohne Arbeit. Aber der Muth der Arbeit liegt ihn ihrem 
letzten und höchſten Ziel.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Die Unternehmung einer keine ſpeciellen Heilzwecke verfolgenden 
Badeanſtalt iſt ein freies Gewerbe und kann daher eine ſolche 


Gewerbsberechtigung nur unter den Bedingungen des § 128 der 
Gew. Ordg. entzogen werden. 

Franz S. beſchwerte ſich gegen die in W. von der Witwe Fran⸗ 
ziska F. betriebene Badeanſtalt und verlangte die Einſtellung des Bade⸗ 
betriebes. — 

Das Bürgermeiſteramt, über diefe Beſchwerde reſp. Antrag befragt, 
hat mit Bericht vom 23. December 1875 die Entziehung der Betriebs⸗ 
bewilligung nachdrücklichſt gefordert. In dieſem Berichte heißt es, daß 
in der Badeanſtalt keine Badeordnung affigirt erſcheint und auch keine 
beobachtet wird, und daß die Badegäſte in ſittlicher Beziehung keiner 
Ueberwachung unterliegen. Aus einem von der Gemeindevorſtehung auf⸗ 
genommenen diesbezüglichen Augenſcheinsprotokolle ddo. 25. November 
1875 gehe hervor, daß Frau Franziska F. die zum Betriebe einer 
Badeanſtalt erforderliche Verläßlichkeit und Vertrauenswürdigkeit nicht 
beſitzt, ſowie ferner, daß die Müllergenoſſenſchaft in B. die bei der 
ursprünglichen Errichtung der Badeanſtalt gegebene Zuſtimmung nun⸗ 
mehr wegen Unwürdigkeit der Badeinhaberin zurückgezogen hat, endlich, 
daß das F.'ſche Bad, reſpective deſſen Fortbeſtand kein Bedürfniß 
bildet. 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied ddo. 20. Jänner 1876 in 
folgender Weiſe. „Nachdem die gepflogenen Erhebungen, ſowie die unterm 
19. Jänner 1876 hieramts von der Franziska F. gemachten Protokol⸗ 
larangaben nachweiſen, daß in dem Bade derſelben die beſtehende Bade⸗ 
ordnung vom 5. Juni 1866 weder angeſchlagen noch gehandhabt und 
ausgeübt wird, nachdem hiedurch die Sittlichkeit auf das Gröbſte ver⸗ 
letzt wurde, nachdem ferner die Müllergenoſſenſchaft von B. erklärt, 
der Genannten die Benützung des Baches zu dieſem Bade nicht mehr 
geſtatten zu wollen, ſo ſind die Vorausſetzungen, unter welchen die Conceſſion 
der Witwe Franziska F. nach dem Tode ihres Mannes mit Statthalterei⸗ 
Erlaß vom 11. September 1871 zum Fortbetriebe der Badeanſtalt 
in W. ertheilt wurde, entfallen und wird der Weiterbetrieb der Bade⸗ 
anſtalt unterſagt“. 

Ueber eine beſondere Anfrage der Statthalterei äußerte ſich die 
Bezirkshauptmannſchaft dahin, daß die Einziehung der Badeconeeſſion 
der Frau F. dem Localbedarfe kaum einen weſentlichen Eintrag machen 
dürfte. 
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Die Stattthalterei hat ddo. 20. Juli 1876 in Erwägung dieſer 


und feuer⸗ 
polizeilichen Rückſichten keine Folge gegeben. 

Im Miniſterialrecurſe behauptete die Badeinhaberin, daß gegen 
ſie nichts Poſitives vorliege, nur Denunciationen und verleumderiſche 
Behauptungen des Anrainers Franz S. Recurrentin erſuchte um genaue 
Erhebung des Thatbeſtandes und berief ſich auf eine Reihe von Zeugen. 
Bezüglich der feuerpolizeilichen Rückſichten, womit die Einſtellung des 
Badebetriebes motivirt wurde, bemerkte ſie, daß ihre Badehütte mit 
behördlicher Bewilligung erbaut wurde, und daß ſie gerne bereit ſei, 
jede in baupolizeilicher Beziehung etwa für nothwendig errachtete Maß⸗ 
regel zu vollziehen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern ddo. 16. December 1876, 
3. 15047 hat dem Recurſe der Franziska F. Folge gegeben, beziehungs⸗ 
weiſe die verfügte Einſtellung des Fortbetriebes der Badeanſtalt bei dem 
Haufe Nr. 8 in W aufgehoben. Aus folgenden Gründen: 


„Da nämlich im vorliegenden Falle die Einſtellung des Betriebes 
der Badeanſtalt mit Entziehung der Gewerbsberechtigung identisch iſt, 
ſo könnte die Einſtellung des Betriebes, welcher bei einer gewöhnlichen 
keine ſpeciellen Heilzwecke verfolgenden Badeanſtalt mit Rückſicht auf 
Art. V lit. g. des Einführungspatentes zur Gewerbeordnung und mit 
Rückſicht auf § 3 dieſer letzteren unbeſchadet der zur Errichtung einer 
Badeanſtalt nach anderen gefetzlichen Vorſchriften (Waſſerrechtsgeſetz, 
Bau⸗Ordnung) erforderlichen Bewilligung als ein freies Gewerbe zu be⸗ 
trachten iſt, nur dann erfolgen, wenn die Bedingungen des § 138 der 
Gewerbeordnung vorhanden wären, was aber hier nicht nachgewieſen 
iſt.“ 


Die Entziehung eines conceffionirten Gewerbes wegen Mangels 

der Verläßlichkeit kann nicht lediglich auf Grundlage des § 60 

Gewerbeordnung, ſondern nur in Gemäßheit der Bedingungen des 
$ 238 der Gewerbeordnung verfügt werden. 


In der Nacht vom 28. auf den 29. October 1876 um 2 Uhr 
nach Mitternacht entſtand in dem Gaſthauſe der Apollonia C. in L. 
Nr. 7 (Ortsgemeinde O.) ein blutiger Raufexceß, welcher damit endigte, 
daß einer der Excedenten todt am Platze blieb. 

Das k. k. Gendamerie⸗Bezirkscommando in K. machte hievon 
der Bezirkshauptmannſchaft daſelbſt mit dem Beifügen die Anzeige, daß 
in dieſem Gaſthauſe öfters derlei Exceſſe ſtattfinden, daß dasſelbe von 
Gendarmerie⸗Patrouillen mehrmals nach der Sperrſtunde mit zechenden 
und lärmenden Gäſten angefüllt getroffen wurde, und daß der Wirthin 
dieſe Unzukömmlichkeit bereits mehrere Male vom Gemeindevorſteher 
verwieſen worden ſei. Dieſe Angaben wurden von dem k. k. Bezirks⸗ 
gerichte in K., von dem Gemeindevorſteher in O. und von dem Pfarr⸗ 
amte in D., von dem Gemeindevorſtande in O. mit dem Zuſatze be⸗ 
ſtätigt, daß ſich Fälle ergeben haben, in welchen ſogar die k. k. Poſt 
von den Excedenten beläſtigt worden ſei. 

Die ddo. 30. November 1876 zu Protokoll vernommene Gaſt⸗ 
wirthin Apollonia C. läugnete, daß ihr Gaſthaus ein Sammelplatz von 
Excedenten ſei und meinte, ſie könne nicht dafür verantwortlich gemacht 
werden, wenn die Burſchen der Umgebung in ihrem Gaſthauſe raufen; 
ſie allein ſei wohl auch nicht im Stande ſelbe zur Ruhe zu bringen. 
Ebenſo ſei es ihr nicht möglich, die vor der Sperrſtunde im Schank⸗ 
locale erſchienenen Gäſte beim Eintritte der Sperrſtunde zu entfernen, 
ja es bleibe ihr nichts übrig, als dieſelben gewähren zu laſſen und 
ſelbſt nach der Sperrſtunde hinzukommende Gäſte ebenfalls zu bedienen. 

Mit der Motivirung, daß das Gaſthaus der Apollonia C. in L. 
Nr. 7 der Schauplatz häufig vorkommender blutiger Exceſſe ſei, zu 
deren Hintanhaltung ſeitens der Genannten nichts geſchehe, ſie im Gegen⸗ 
theile durch die Offenhaltung des Gaſtlocales noch über die geſetzlich feſtge⸗ 
ſtellte Sperrſtunde hinaus ſelbe befördere, fällte die Bezirkshauptmannſchaft 
K. unterm 30. November 1876 die Entſcheidung dahin, daß ſie der 
Apollonia C. in Gemäßheit des $ 60 der Gewerbeordnung die Berech⸗ 
tigung zum Betriebe des Gaſt⸗ und Schankgewerbes aus dem Grunde 
entziehe, „weil derſelben die nach 8 18 des bezeichneten Geſetzes zum 
ſelbſtſtändigen Betriebe des Gaſtgewerbes erforderliche Eigenſchaft der 
Verläßlichkeit mangle“. 

Ueber den dagegen ergriffenen Recurs hat die Landesregierung 
unterm 23. Februar 1877 die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 


unter Gutheißung der Anwendung des § 60 reſp. § 18 der Gewerbe: | 
ordnung beſtätigt. 

In dem Miniſterialrecurſe wurde unter Anderem auch bemerkt, 
daß der von der Bezirkshauptmannſchaft bezogene 8 60 der Gewerbe⸗ 
ordnung auf den Fall nicht anwendbar ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 7. Auguſt 1877, 
3. 5748 erkannt: „Dem Recurſe der Apollonia C. wird im Hinblick 
auf den Umſtand, daß der vorliegende Fall nicht nach 8 60 der Ge⸗ 
werbe⸗Ordnung, welcher einen urſprünglichen und noch fortdau— 
ernden Mangel eines geſetzlichen Erforderniſſes zur Vorausſetzung hat, 
ſondern nach § 138 derſelben zu beurtheilen iſt, im Einvernehmen mit 
dem k. k. Handelsminiſterium aus dem Grunde Folge gegeben, weil die 
Bedingungen, unter welchen nach dem citirten $ 138 die Entziehung 
der Gewerbsberechtigung verfügt werden kann, im vorliegenden Falle 
nicht zutreffen. Die angefochtene Entſcheidung wird daher aufgehoben, 
und der k. k. Landesregierung zugleich aufgetragen, an die Recurrentin 
die ſchriftliche Warnung im Sinne des $ 138 c) und unter ausdrücklicher 
Hinweiſung auf die Anordnung des § 59 Alinea 5 der Gewerbeordnung 
ergehen zu laffen.“ M. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Landesculturangelegenheiten. 


Haftung der Gemeinde für boshafte Befchädigungen des Feld⸗ 
gutes in Dalmatien. 

Nach den dalmatiniſchen Gubernial⸗Verordnungen vom 13. März 
1836, 3. 3416, und 15. Februar 1840, 3. 20446, haftet die Ge⸗ 
meinde für böswillige Beſchädigungen des Feldgutes, wenn die Thäter 
von der Straſbehörde nicht ermittelt werden können, und hat über den 
Schadenerſatz durch die Gemeind die politiſche Behörde zu entſcheiden. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 1. Februar 1877, 3. 14784. 

Auf die Erhebung und Schätzung eines durch Viehweide in 
Dalmatien verurfachten Feldſchadens, insbeſondere auch hinſichtlich der 
Zeit der Vornahme dieſer Erhebungen und bezüglich der zu Schätz⸗ 
leuten zu beſtellenden Perſonen finden die Beſtimmungen der Gubernial⸗ 
Kundmachung vom 3. März 1836, Z. 3416, Anwendung. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 27. März 1875, Z. 1630. 


Reinigung der Werkcanäle. 


Wenn durch die Stauanlagen des unteren Werkes eine Ver⸗ 
ſchlammung des Gerinnes zum Nachtheile des oberen Werkes herbei⸗ 
geführt wird, obliegt, inſoweit nicht eine andere rechtsgiltige Ver⸗ 
pflichtung nachgewiefen wird, die Reinigung des Gerinnes dem unteren 
Werkbeſitzer ſoweit als deſſen Rückſtau reicht und die Verſchlammung 


verurſacht. 
Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 10. Februar 1877, Z. 60. 


Ergänzung mangelhaft er Verhandlungen in Waſſerrechtsan⸗ 


gelegenheiten. 

Wenn eine Entſcheidung in Angelegenheiten des Waſſerrechts 
wegen Mangelhaftigkeit der vorausgegangenen Verhandlung aufgehoben 
und eine Ergänzung der Verhandlung angeordnet wird, ſo bleiben 
dadurch diejenigen Rechte, welche durch die erſte Verhandlung auf 
Grund gemachter Zugeſtändniſſe oder ſonſt erworben wurden, ſoweit 
ſie durch die ergänzte Verhandlung nicht berührt werden, aufrecht. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 23. Februar 1877, Z. 1401. 
Competenz zur en der Concurrenzbeiträge für Waſſer⸗ 

chutzbauten. 

Die Concurrenzbeiträge für Waſſerſchutzbauten im Sinne des dritten 
Abſchnittes des Waſſerrechtsgeſetzes und die Koſten gemeinſchaftlicher 
Schutz⸗ und Regulirungsbauten ſind in Ermangelung einer Einigung 
der Betheiligten von der zuſtändigen politiſchen Behörde auf Grund des 
von Sachverſtändigen aufgenommenen Befundes endgiltig feſtzuſtellen und 
iſt daher der Rechtsweg gegen derlei Ausſprüche ausgefchloffen und darf 
im Erkenntniſſe nicht vorbehalten werden. ö 
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Entſcheidungen des königl. Ober⸗Verwaltungsgerichtes in 
Berlin. Herausgegeben von den Ober⸗Verwaltungsgerichtsräthen Jebens und 
von Meyeren. I. Bd. Berlin, Heymann 1877. 

Das durch das Geſetz, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte 
und das Verwaltungs⸗Streitverfahren vom 3. Juli 1875 ins Leben gerufene 
preußiſche Ober⸗Verwaltungsgericht in Berlin hat am 20. November 1875 ſeine 
Wirkſamkeit begonnen. Das preußiſche Ober⸗Verwaltungsgericht fungirt (verſchieden 
von unſerem, lediglich als Caſſationsinſtanz wirkenden Verwaltungsgerichtshofe) 
als höchſte Inſtanz in der Ausübung der Gerichtsbarkeit in „ſtreitigen Ver⸗ 
waltungsſachen“. Die beiden unteren Inſtanzen in Verwaltungsſtreitſachen ſind 
die Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchüſſe beziehungsweiſe Magiſtrate und die Bezirks⸗Ver⸗ 
waltungsgerichte (der Bezirk entſpricht unſerem Landesregierungsgebiete). Das 
Ober⸗Verwaltungsgericht entſcheidet theils in erſter, theils in zweiter, theils (auf 
das Rechtsmittel der Reviſion gegen die von den Bezirks⸗Verwaltungsgerichten 
in zweiter Inſtauz erlaſſenen Endurtheile) in dritter Inſtanz und zwar in allen 
drei Inſtanzen endgiltig. 

In dem vorliegenden ſtattlichen Bande (472 S.) werden 67 ausgewählte 
Entſcheidungen aus der Spruchpraxis des Ober⸗Verwaltungsgerichtshofes mitgetheilt. 
Die Arbeit iſt ſehr hübſch gemacht. An der Spitze der Fälle ſtehen die aus der 
Entſcheidung erſchloſſenen Rechtsſätze. Darunter werden die bei der Entſcheidung 
in Frage gekommenen Geſetzesſtellen angeführt. Jeder Entſcheidung wird der 
zum vollen Verſtändniſſe derſelben nöthige Sachverhalt vorausgeſchickt. Nach 
dem Vorworte verfolgt die Publication namentlich den Zweck, der Verwaltung 
ſelbſt zu dienen. Die Behörden ſollen in der Löſung der ihnen zugewieſenen 
Aufgaben dadurch unterſtützt werden, daß die Grundſätze, welche die Recht⸗ 
ſprechung im Verwaltungsſtreitverfahren und insbefondere die des höchſten 
Gerichtshofes für die Handhabung des Verwaltungsrechtes aufſtellt, ihnen bekannt 
gegeben werden, um dieſelben für ihre amtliche Wirkſamkeit in Betracht ziehen zu 
können. Ueber die Geſichtspunkte für die Auswahl der zu publicirenden Ent⸗ 
ſcheidungen wird im Vorworte weiter gefagt: „Es wird darauf ankommen, für 
die nachfolgende Sammlung, damit dieſelbe dem vorhandenen Bedürfniß gerecht 
werde, alle die Streitſachen, in denen bei Verwaltungsgerichts⸗ oder Ver⸗ 
waltungsbehörden Zweifel und widerſprechende Auffaſfungen, ſei 
es in Fragen des materiellen Rechts und der Zuſtändigkeit oder in ſolchen des 
Streitverfahrens hervorgetreten find, zu berückſichtigen, und zwar wenigſtens für 
jetzt auch ſolche Sachen, bei denen ſich die entſtandenen Zweifel mehr aus der 
Neuheit der Geſetzgebung als aus der Schwierigkeit der Rechtsfrage erklären“. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Hofſecretär des oberſten Rechnungshofes Franz 
Wolf zum Rechnungsdirector bei der n. 6. Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Landesſanitätsreferenten und Re⸗ 
i Dr. Karl Oezlberger in Salzburg die A. h. Anerkennung aus⸗ 
gedrückt. 

Seine Majeſtät haben den Aich⸗Inſpectoren Ferdinand Kohler in 
Wien und Adolf v. Auerbach in Prag den Titel und Charakter von Oberin⸗ 
ſpectoren taxfrei verliehen. 

Der Miniſtec des Innern hat den Statthalterei⸗Secretär Chriſtoph 
Hottowetz zum Bezirkshauptmann in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterrich: hat den mit Titel und Charakter 
eines Bibliothekscuſtos ausgezeichneten Seriptor der Univerſitäts⸗Bibliothek in 
Graz Dr. Ludwig v. Hörmann zum Cuſtos der Univerſitäts⸗Bibliothek in 
Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Alois Edlen von Grien⸗ 
berger und Andreas Billaudet zu Steuer⸗Oberinſpectoren für den Bereich 
der Finanzdirection in Salzburg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Joſef Marußig zum 
Rechnungsrathe bei der Trieſter Finanzdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergverwalter Friedrich Sturm zu Brirxl⸗ 
egg zum Oberbergverwalter ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzleiofficialsſtelle bei der Krakauer k. k. Berghauptmannſchaft in der 
zehnten eventuell eine Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende 
September. (Amtsbl. Nr. 201). 

Proviſoriſche Finanz⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der n.⸗. 
Finanzlandesdirection bis Ende September (Amtsbl. Nr. 202). 

Bezirksſecretärsſtelle in Steiermark in der zehnten Rangsclaſſe, bis 
1. October. (Amtsbl. Nr. 202). 

Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Finanzprocuratur in Wien in der eilften 
Rangsclaſſe, bis 6. October. (Amtsbl. Nr. 202). 

Bezirkshauptmannsſtelle mit der ſiebenten Rangsclaſſe in der Bukowina, 


bis 21. September (Amtsbl. Nr. 206) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


